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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1949 Ausgegeben am 30. März 1949 14. Stück

68. Bundesgesetz: Herstellung orthopädischer Schuhe.
69. Bundesgesetz: Abänderung des Wohnungsanforderungsgesetzes (Wohnungsanforderungsgesetznovelle 1949).
7 0 . Verordnung: Änderung der Kraftfahrrechts-Überleitungs-Verordnung.
7 1 . Verordnung: Abänderung der pharmazeutischen Hilfskräfteverordnung.
7 2 . Verordnung: Neufestsetzung der Gebühren für die Physikatsprüfung der Tierärzte (Vierter Nachtrag zur

tierärztlichen Physikatsprüfungsordnung).
7 3 . Verordnung: Umrechnung von Entgelten in ausländischer Währung.
7 4 . Verordnung: Herausnahme von Kupfervitriol aus der Preisregelung.
7 5 . Verordnung : Durchführung des Bundesgesetzes, betreffend Zustellungen im Bereich der Abgabenverwaltung.
7 6 . Kundmachung: Berichtigung von Druckfehlern im Bundesgesetzblatt.
7 7 . Kundmachung: Normen und Grenzwerte für die Reinheit und Keimfähigkeit von Sämereien.
7 8 . Kundmachung: Festsetzung neuer Verkaufspreise für Tabakwaren.

6 8 . Bundesgesetz vom 9. Februar 1949
über die Herstellung orthopädischer Schuhe.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Zur Herstellung von orthopädischen
Schuhen sind nur Inhaber von Berechtigungen
für das Schuhmacherhandwerk (Orthopädie-
schuhmacherhandwerk, Schuhmachergewerbe) be-
fugt, die eine fachliche Zusatzprüfung über die
Befähigung zur Herstellung von orthopädischen
Schuhen mit Erfolg abgelegt haben.

(2) Unter orthopädischen Schuhen sind hand-
werksmäßig hergestellte Schuhe zu verstehen, die
der Verbesserung des Gehvermögens des Trägers
dienen und zur Behebung oder Linderung von
Beschwerden infolge krankhafter Veränderungen
an Weichteilen oder Knochen des Fußes oder
Beines geeignet sind, jedenfalls aber alle, die
nach ärztlicher Anordnung hergestellt werden.
Schuhe mit angewalkter Brandsohle, langem
Afterleder, vorgebautem Absatz oder Gelenks-
versteifung gelten nur dann als orthopädische
Schuhe, wenn diese Besonderheiten zur Behebung
von Beschwerden infolge krankhafter Verän-
derungen des Fußes oder Beines dienen.

§ 2. (1) Für die Zusatzprüfung gelten sinn-
gemäß die Bestimmungen über die Meister-
prüfung.

(2) Zur Ablegung der Zusatzprüfung wird nur
zugelassen, wer

a) die Gewerbeberechtigung für das Schuh-
macherhandwerk (Orthopädieschuhmacher-
handwerk, Schuhmachergewerbe) besitzt
oder die Voraussetzungen zum Antritt
dieses Gewerbes erfüllt und

b) eine mindestens zweijährige Tätigkeit bei
einem zur Herstellung von orthopädischen
Schuhen befugten Gewerbeinhaber nach-
weisen kann. An die Stelle dieser zwei-
jährigen Tätigkeit kann der erfolgreiche
Besuch eines vom Wirtschaftsförderungs-
institut der örtlich zuständigen Kammer
der gewerblichen Wirtschaft im Einver-
nehmen mit der zuständigen Fachgruppe
(Innung) eingerichteten Sonderlehrganges
treten.

§ 3. Die Berechtigung nach § 1, Abs. (1), dieses
Bundesgesetzes zur Herstellung orthopädischer
Schuhe ist auf dem Gewerbeschein für das Schuh-
macherhandwerk (Orthopädieschuhmacherhand-
werk, Schuhmachergewerbe) durch den Vermerk
„Ist nach dem Bundesgesetz vom 9. Februar 1949,
B. G. Bl. Nr. 68, zur Herstellung orthopädischer
Schuhe berechtigt" zu bescheinigen.

§ 4. Bei der Anfertigung orthopädischer
Schuhe nach ärztlicher Anordnung sind die An-
weisungen des Arztes über Material und Bauart
zu befolgen.

§ 5. (1) Inhabern von Berechtigungen zur Aus-
übung des Schuhmacherhandwerks (Orthopädie-
schuhmacherhandwerks, Schuhmachergewerbes),
die nachweisen, daß sie auf Grund dieser Be-
rechtigung orthopädische Schuhe in nennens-
wertem Umfange erzeugt haben, können binnen
sechs Monaten nach dem Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes unter gleichzeitiger Beibringung
eines Gutachtens der zuständigen Fachgruppe
(Innung) bei der Gewerbebehörde erster Instanz
die Zuerkennung des, Rechtes zur Herstellung
orthopädischer Schuhe ohne Ablegung der im
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§ 1, Abs. (1), vorgeschriebenen Prüfung bean-
tragen. Diesem Antrag ist bei Zutreffen der Vor-
aussetzungen stattzugeben.

(2) Auf das Gutachten der Fachgruppe (Innung)
finden die Bestimmungen des § 13 c, Abs. (1), der
Gewerbeordnung sinngemäße Anwendung.

(3) Im Falle der Zuerkennung des Rechtes zur
Herstellung orthopädischer Schuhe nach Abs. (1)
gelten die Bestimmungen des § 3 über den Ver-
merk auf dem Gewerbeschein sinngemäß.

(4) Personen, die ihre Berechtigung zur Aus-
übung des Schuhmacherhandwerks (Orthopädie-
schuhmacherhandwerks, Schuhmachergewerbes) zu-
rückgelegt hatten, können den Antrag nach
Abs. (1) gleichzeitig mit der neuerlichen Gewerbe-
anmeldung stellen, ohne an die im Abs. (1) fest-
gesetzte Frist gebunden zu sein.

(5) Die geltenden gewerberechtlichen Bestim-
mungen bleiben mit der Maßgabe unberührt, daß
das Untersagungsgesetz auf den Erwerb der Be-
rechtigung zur Herstellung von orthopädischen
Schuhen keine Anwendung findet.

§ 6. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist das Bundesministerium für Handel
und Wiederaufbau betraut.

(2) Das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau kann mit Verordnung Vor-
schriften über die Zusatzprüfung gemäß § 1,
Abs. (1), erlassen.

Renner
Figl Kolb

69. Bundesgesetz vom 24. Februar 1949
über die Abänderung des Wohnungsan-
forderungsgesetzes (Wohnungsanforderungs-

gesetznovelle 1949).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
Das Gesetz vom 22. August 1945, St. G. Bl.

Nr. 138, betreffend die Anforderung und Ver-
gebung von Wohn- und Geschäftsräumen (Woh-
nungsanforderungsgesetz) in der Fassung des
Gesetzes vom 16. November 1945, B. G. Bl.
Nr. 1/1946, des XIV. Hauptstückes des National-
sozialistengesetzes vom 6. Februar 1947, B. G. Bl.
Nr. 25, des Bundesverfassungsgesetzes vom.
24. November 1948, B. G. Bl. Nr. 242, und des
Bundesgesetzes vom 24. November 1948, B. G. Bl.
Nr. 248, wird abgeändert wie folgt:

1. § 1, Abs. (2), hat zu lauten:

„(2) Anderen Gemeinden kann das Recht zur
Wohnungsanforderung durch den Landeshaupt-
mann zuerkannt werden. Auf Antrag des Landes-
hauptmannes kann überdies durch Verordnung

des Bundesministeriums für soziale Verwaltung
die Bezirksverwaltungsbehörde ermächtigt
werden, in Gemeinden, denen das Recht zur
Wohnungsanforderung nicht zusteht, dieses
Recht auszuüben. Die Bezirksverwaltungsbehörde
kann auch ermächtigt werden, für Zwecke des
Wohnungsausgleiches zwischen nahe gelegenen
Gemeinden das Wohnungsanforderungsrecht aus-
zuüben."

2. § 2, Abs. (2), hat zu lauten:

„(2) Der Hauseigentümer und der Mieter (In-
haber) der Räume sind in der Regel mindestens
24 Stunden vor der Besichtigung mit dem Beisatze
zu verständigen, daß sie oder ihre Bevollmächtig-
ten berechtigt sind, dem Augenscheine beizu-
wohnen. Von der vorherigen Verständigung
kann Abstand genommen werden, wenn nach
Ansicht der Gemeinde die Gefahr der Ver-
schleierung des Tatbestandes besteht."

3. Die Eingangsworte des § 3, Abs. (1), haben
zu lauten:

„(1) Der Anforderung nach diesem Gesetze
unterliegen nicht:"

4. § 3, Abs. (1), Punkt 1, hat zu lauten:

„1. Räume aller Art, die erst nach dem 1. Sep-
tember 1945 durch Neu- und Umbauten, Auf-,
Ein- oder Zubauten ohne Zuhilfenahme öffent-
licher Mittel neu geschaffen werden. Das gleiche
gilt für Räume aller Art, die durch Kriegsein-
wirkungen unbewohnbar geworden sind und vor
dem Inkrafttreten des Wohnhaus-Wiederaufbau-
gesetzes vom 16. Juni 1948, B. G. Bl. Nr. 130,
wiederhergestellt wurden, sofern zu deren Wieder-
herstellung erhebliche Aufwendungen ohne Zu-
hilfenahme öffentlicher Mittel gemacht werden
mußten."

5. § 3, Abs. (1), Punkt 2, hat zu lauten:

„2. Gebäude und Räume aller Art, die im
Eigentum oder in der Benützung eines fremden
Staates oder als exterritorial anerkannter Per-
sonen stehen, insoweit sie zur Unterbringung von
diplomatischen Vertretungen oder zu Wohn-
zwecken für als exterritorial anerkannte Per-
sonen dienen. Dies gilt auch für Gebäude und
Räume für die Unterbringung fremder konsu-
larischer Vertretungen, denen das Recht der Ex-
territorialität nicht zusteht und auf Grund von
Staatsverträgen bestellter Kommissionen, sowie
für die Wohnräume der bei ihnen ständig ange-
stellten Personen, insofern diese die Staatsbürger-
schaft des Absendestaates besitzen."

6. § 3, Abs. (1), Punkt 3, hat zu lauten:

„3. Bundeseigene Gebäude, sofern sie am
12. März 1938 im Eigentum des Bundes standen.
Ferner in anderen Gebäuden diejenigen Räume,



Stück 14, Nr. 69. 323

die für Amtszwecke des Bundes, eines Landes,
eines Bezirkes, einer Gemeinde oder eines von
ihnen verwalteten öffentlichen Fonds, einer
öffentlich-rechtlichen Körperschaft oder als
Dienst- oder Naturalwohnungen für öffentliche
Angestellte bestimmt sind."

7. § 3, Abs. (1), Punkt 4, hat zu lauten:

„4. Räume, die für Betriebs-, Verwaltungs-
oder Unterkunftszwecke eines Verkehrs-, industri-
ellen, gewerblichen oder landwirtschaftlichen
Unternehmens dienen, sofern dieses nicht länger
als sechs Monate außer Betrieb gesetzt ist; Unter-
kunftszwecken dienende Räume eines solchen
Unternehmens aber nur insoweit, als nicht über-
zählige Wohnräume nach den Bestimmungen des
§ 5, Punkt 13, anforderbar sind."

8. Dem § 3, Abs. (2), wird folgende Bestim-
mung als zweiter Satz angefügt:

„Die Landeshauptmänner werden ferner
ermächtigt, durch Verordnung die Bestimmungen
des Abs. (1), Punkt 5, dahin einzuschränken, daß
in Notstandsfällen die Gemeinden auch der
gewerbsmäßigen Fremdenbeherbergung dienende
Wohnräume zur vorübergehenden Unterbringung
von Wohnungslosen anfordern können."

9. § 4, Abs. (1), lit. a und b, haben zu lauten:

„a) alle Wohnungen mit der Beendigung des
Mietverhältnisses, wo kein Mietvertrag be-
standen hat, mit dem Ende ihrer Inne-
habung;

b) Wohnungen, die durch Kriegseinwirkung
unbewohnbar geworden und wiederherge-
stellt worden sind, soweit sie der Anfor-
derung unterliegen."

10. § 5, Punkt 2, hat zu lauten:

„2. Wohnungen, die nicht bewohnt und von
Einrichtungsgegenständen entblößt sind (leer-
stehende Wohnungen). Ist eine Wohnung zum
Zwecke ihrer Herrichtung oder während des für
einen Wohnungstausch erforderlichen Zeitraumes
nicht länger als vier Monate von Einrichtungs-
gegenständen entblößt, ist sie nicht als leerstehend
anzusehen."

11. § 5, Punkt 3, hat zu lauten:

„3. Wohnungen von Personen, denen ein Be-
nützungsrecht an der ganzen Wohnung auf
Grund eines Privatrechtstitels zusteht, das jedoch
weder vom Berechtigten selbst noch von den zu
seinem Hausstand gehörigen Personen ausgeübt
wird, sofern die Nichtbenützung länger als drei
Monate dauert; die Benützung der Wohnung
durch andere Personen steht der Anforderung
nicht im Wege (unbenützte Wohnungen)."

12. § 5, Punkt 4, hat zu lauten:

„4. Wohnungen, die regelmäßig nur durch ver-
hältnismäßig kurze Zeit benützt werden (unzu-
länglich benützte Wohnungen). Die Bestimmungen
des Punktes 3 finden sinngemäß Anwendung.
Ausgenommen sind Sommerwohnungen, das
sind solche Wohnungen, welche infolge ihrer Be-
schaffenheit nur während der Sommermonate
bewohnt werden können."

13. § 5, Punkt 5, hat zu lauten:

„5. Wohnungen, die zur Gänze, gleichgültig,
ob an eine oder mehrere Parteien, untervermietet
oder zur Benützung überlassen sind."

14. § 5; Punkt 9, hat zu lauten:

„9. Wohnungen (Wohnräume), die seit dem
10. April 1945 entgegen den bestehenden Vor-
schriften bezogen wurden oder in Hinkunft be-
zogen werden."

15. § 5, Punkt 11, lit. a, hat zu lauten:

„11. Räumlichkeiten, die
a) nach dem 13. März 1938 ohne die vorge-

schriebene Bewilligung dem Wohnzwecke
entfremdet wurden oder entfremdet
werden."

16. Dem § 5 wird folgende Bestimmung als
Punkt 14 angefügt:

„14. Zu Kanzlei- oder Geschäftszwecken be-
nützte Wohnungen, wenn die Gemeinde zur Unter-
bringung dieser Kanzleien und Geschäfte andere
nach Lage und Beschaffenheit geeignete Räume
zur Verfügung stellt."

17. § 8, Abs. (1), hat zu lauten:

„(1) Die Landeshauptmänner werden er-
mächtigt, für die Stadt Wien und für Städte
mit eigenem Statut sowie für Gemeinden, denen
durch Verordnung des Landeshauptmannes [§ 1,
Abs. (2)] das Recht zur Wohnungsanforderung
übertragen wurde, anstatt der in § 7 vorbe-
haltenen Genehmigung aller Mietverträge durch
Verordnung die allgemeine Anforderung von
Wohnungen in der Form festzustellen, daß alle
Wohnungen mit der Beendigung des Mietverhält-
nisses oder der Innehabung kraft Gesetzes ange-
fordert sind."

18. § 8, Abs. (3), hat zu lauten:

„(3) Im Falle der Anforderung gemäß Abs. (1)
hat die Gemeinde binnen zwei Wochen nach Er-
stattung der im § 4, Abs. (1), lit. a und b, vor-
geschriebenen Anzeige, falls keine Anzeige er-
stattet wurde, binnen zwei Wochen nach Kennt-
nis des Zutreffens der Voraussetzungen der all-
gemeinen Anforderung, sofern sie über die Woh-
nung verfügen will, an die Beteiligten (Haus-
eigentümer oder Hausverwalter, Inhaber der
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angeforderten Räume) einen schriftlichen Bescheid
zu erlassen. Nach Ablauf dieser zweiwöchigen
Frist tritt die allgemeine Anforderung außer
Wirksamkeit. Vor Ablauf der zweiwöchigen Frist
seitens des Hauseigentümers (Hausverwalters)
über die Wohnung getroffene Verfügungen sind
nichtig."

19. Dem § 10 werden folgende Bestimmungen
als Abs. (3) und (4) eingefügt:

„(3) Die Gemeinde kann ferner Räume, die
bisher vorwiegend zur Ausübung der Befugnis
zum Vertrieb von Erzeugnissen der Austria
Tabakwerke A. G., vormals Österreichische
Tabakregie, verwendet wurden, im Falle die
Vertriebsbefugnis durch Tod erloschen oder
rechtskräftig entzogen worden ist, zugunsten jener
Personen anfordern, denen als bevorzugten Be-
werbern im Sinne der geltenden Bestimmungen
die in diesen Räumen bisher ausgeübte Lizenz
zum Tabakvertrieb verliehen wird.

(4) Vor der Anforderung von Geschäftsräumen
hat die Gemeinde ein Gutachten der zuständigen
öffentlich-rechtlichen Interessenvertretung (Kam-
mer) einzuholen. Das Gutachten ist binnen vier
Wochen zu erstatten, widrigens die Interessen-
vertretung als zustimmend gilt. Der Anforde-
rungsbescheid ist auch der befragten Interessen-
vertretung zuzustellen."

20. Im § 10 erhält der bisherige Abs. (3) die
Bezeichnung Abs. (5) und hat zu lauten:

„(5) Im übrigen sind die Bestimmungen über
die Anforderung und Zuweisung von Wohnungen
sinngemäß anzuwenden."

21. Im § 11 hat Abs. (2) zu entfallen.

22. § 12, Abs. (3), hat zu lauten:

„(3), Die Gemeinde kann zur Tilgung der für
unbedingt notwendigen Herrichtungs- und Um-
gestaltungsarbeiten aufgewendeten Kosten von
der Partei, der die angeforderten Räume zuge-
wiesen werden, angemessene Beiträge einheben."

23. § 14, Abs. (1), hat zu lauten:

„(1) Die Gemeinde hat die Voraussetzungen
einer Anforderung gemäß der §§ 5, 7, 8 und 10
in jedem Falle genau festzustellen und in der
Regel vor der Schlußfassung denjenigen, gegen
den sich die Anforderung richtet, zu hören."

24. § 14, Abs. (2), hat zu lauten:

„(2) Der Bescheid, der die Anforderung gemäß
der §§ 5, 7 oder 10 ausspricht oder gemäß § 8
feststellt, hat die angeforderte Wohnung {Wohn-
räume, Geschäftsräume) genau zu bezeichnen und
den Anforderungsgrund anzugeben. Der Bescheid
über die Anforderung einer Wohnung ist dem

Hauseigentümer oder Hausverwalter und dem
Wohnungsinhaber, jener über die Anforderung
einzelner Wohnräume auch deren Inhaber zuzu-
stellen."

25. § 14, Abs. (4), hat zu lauten:

„(4) Mit der Zustellung des Bescheides wird
dem Hauseigentümer und dem Inhaber der ange-
forderten Räume das Recht entzogen, Verfügun-
gen über die Räume zu treffen. Entgegen dieser
Bestimmung getroffene Verfügungen sind nichtig.
Bestehende Mietverträge gelten als mit dem Tage
der Rechtskraft der Anforderung aufgelöst. Der
bisherige Mieter hat bis zum Tage der wirklich
vollzogenen Übergabe eine Vergütung in der
Höhe des bisherigen Mietzinses zu entrichten."

26. § 15, Abs. (1), hat zu lauten:

„(1) Die Gemeinden sind verpflichtet, die
Wohnungsuchenden fortlaufend vorzumerken
und nach der Dringlichkeit ihres Bedarfes in
mindestens drei Klassen einzureihen. In die
erste Klasse sind einzureihen:

a) Inhaber einer Amtsbescheinigung oder eines
Opferausweises gemäß § 4 des Opferfür-
sorgegesetzes, B.G.Bl. Nr. 183/1947;

b) Personen, die in der Zeit vom 6. März
1933 bis zum 9. Mai 1945 aus politischen
Gründen zwangsweise ihre Wohnungen ver-
loren haben, es sei denn, daß das Verhalten
dieser Personen in Wort und Tat mit den
Gedanken und Zielen eines freien, demo-
kratischen Österreich in Widerspruch steht
oder stand;

c) Personen, die ihre Wohnungen durch Kriegs-
einwirkungen verloren haben;

d) Obdachlose oder unmittelbar von Obdach-
losigkeit bedrohte Personen;

e) öffentliche Angestellte, wenn die Aufrecht-
erhaltung des Amts- oder Dienstbetriebes
die rasche Deckung ihres Wohnungsbedarfes
erfordert;

f) Berufstätige, deren rasche Unterbringung
das Staatsinteresse oder das öffentliche
Wohl erfordert;

g) Kriegsversehrte der Versehrtenstufe III und
IV."

27. § 15, Abs. (2), hat zu lauten:

„(2) Bei Beurteilung der Dringlichkeit ist die
Staatsbürgerschaft der Wohnungsuchenden und
die Dauer der Ansässigkeit in der Gemeinde ge-
bührend zu berücksichtigen."

28. § 16, Abs. (1), hat zu lauten:

„(1) Die Gemeinde hat angeforderte Woh-
nungen an vorgemerkte Wohnungsuchende unter
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Bedachtnahme auf ihre Einreihung zuzuweisen.
Ausnahmen hievon sind nur für Wohnung-
suchende zulässig, deren unverzügliche Unter-
bringung die Gemeinde als unabweisliche Not-
wendigkeit erachtet (Notstandsfälle). Hiezu ge-
hören auch Personen, die ihre Wohnungen durch
Kriegseinwirkungen verloren haben und obdach-
los oder unmittelbar von Obdachlosigkeit bedroht
sind."

29. § 16, Abs. (3), hat zu lauten:

„(3) Im Falle der Anforderung nach § 8 steht
es dem Hauseigentümer frei, entweder zugleich
mit der Anzeige gemäß § 4, Abs. {1), oder
spätestens drei Tage nach Zustellung des Fest-
stellungsbescheides Vorschläge für die Zuweisung
zu erstatten. Die Gemeinde hat sie zu berück-
sichtigen, falls die Vorgeschlagenen in die
Gruppe der in § 15, Abs. (1), lit. a bis d und g,
angeführten Wohnungsuchenden eingereiht sind
oder seit mindestens einem Jahr die angeforderten
Räume als Haushaltungsgenossen oder Unter-
mieter mitbewohnt haben und die Anzahl der
Wohnräume ihrem Hausstand entspricht. Ist
die Gemeinde aus öffentlichen Rücksichten ge-
zwungen, für die in Abs. (1), zweiter Satz, er-
wähnten Notstandsfälle vorzusorgen, so ist sie
in einem solchen Fall an die Vorschläge des
Hauseigentümers nicht gebunden."

30. § 16, Abs. (4), hat zu lauten:

„(4) Im Falle der Anforderung von überzähligen
Wohnräumen (§ 5, Punkt 13) hat die Gemeinde
den Vorschlag des Wohnungsinhabers unbedingt
zu berücksichtigen, wenn er binnen drei Tagen
nach Zustellung des Anforderungsbescheides
erstattet wird und der Vorgeschlagene in der
ersten Klasse vorgemerkt ist, sofern nicht aus den
überzähligen Wohnräumen eine vollständig ab-
geschlossene Wohnung gebildet wird."

31. § 16, Abs. (6), hat zu lauten:

„(6) Wohnungen, die für Arbeiter und Ange-
stellte eines bestimmten Betriebes (Anstalt) er-
richtet oder eingerichtet wurden (Werks-, Dienst-
wohnungen usw.), sind, soweit eine Anforderung
gemäß § 3, Abs. (1), Punkt 4, nicht ausgeschlossen
ist, vorzugsweise an Arbeiter und Angestellte
dieses Betriebes (Anstalt) zuzuweisen. Bei der
Zuweisung von Wohnungen, die einem be-
stimmten Verwendungszwecke dienen, ist auf die
Zweckbestimmung Rücksicht zu nehmen."

32. § 16, Abs. (7), hat zu lauten:

„(7) Bei der Zuweisung von Wohnungen in
Häusern einer gemeinnützigen Bauvereinigung
ist den von dieser vorgeschlagenen Personen vor
anderen Wohnungswerbern der Vorzug zu
geben, sofern sie in der ersten Klasse vorgemerkt
sind."

33. Im § 16 werden als neue Abs. (10) und (11)
eingefügt:

„(10) Wohnungen und Räume in Gebäuden,
die im Eigentum des Bundes stehen, so-
weit eine Anforderung gemäß § 3, Abs. (1),
Punkt 3, nicht ausgeschlossen ist, hat die
Gemeinde nach dem Vorschlag der mit der
Verwaltung betrauten Dienststelle an öffent-
liche Angestellte zuzuweisen, wenn diese in der
ersten Klasse vorgemerkt sind und die Zahl der
Räume dem Hausstande des Vorgeschlagenen ent-
spricht (§ 5, Punkt 13, erster Satz). Bei Woh-
nungen und Räumen in Gebäuden, die in der
Verwaltung des Bundes stehen, übt die mit der
Verwaltung betraute Dienststelle das Vorschlags-
recht gemäß Abs. (3) aus.

(11) Bei der Zuweisung von Wohnungen, die
bisher der Ausübung eines im öffentlichen Inter-
esse gelegenen Berufes gedient haben, ist mög-
lichst auf den Bedarf dieses Berufszweiges Rück-
sicht zu nehmen."

34. Der bisherige Abs. (10) des § 16 erhält
die Bezeichnung Abs. (12).

35. § 17, Abs. (1), hat zu lauten:

„(1) Die Gemeinde hat nach Rechtskraft des
Bescheides, mit dem die Anforderung festgestellt
oder ausgesprochen wurde, unter Bedachtnahme
auf die Bestimmungen des § 16 einem vorge-
merkten Wohnungsuchenden die angeforderte
Wohnung (Wohnräume) mit Bescheid zuzu-
weisen."

36. § 17, Abs. (2), hat zu lauten:

„(2) In der Regel ist zwischen dem Hauseigen-
tümer (Wohnungsinhaber) und dem Zugewiesenen
binnen zwei Wochen nach wirklich vollzogener
Übergabe ein Mietvertrag abzuschließen. Unbe-
dingt ist ein Mietvertrag abzuschließen, wenn die
Wohnung (Wohnräume) einem vom Hauseigen-
tümer (Wohnungsinhaber) vorgeschlagenen Woh-
nungsuchenden zugewiesen wird. Verweigert
einer der Beteiligten ohne triftige Gründe den
Abschluß des Mietvertrages, so kann die Ge-
meinde ihm den Vertragsabschluß mittels Be-
scheides auftragen. Solange kein Mietvertrag
abgeschlossen ist, hat der Zugewiesene eine Ver-
gütung an den Hauseigentümer (Wohnungs-
inhaber) in der Höhe des gesetzlich zulässigen
Mietzinses zu leisten; die Gemeinde haftet für
diese Verpflichtung des Zugewiesenen. Durch den
Abschluß des Mietvertrages treten der Bescheid,
mit dem die Anforderung festgestellt oder aus-
gesprochen wurde, und der Zuweisungsbescheid
außer Wirksamkeit. Der Abschluß des Mietver-
trages ist der Gemeinde binnen einer Woche an-
zuzeigen."
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37. § 17, Abs. (3), hat zu lauten:

„(3) Erläßt die Gemeinde binnen sechs Wochen
nach Rechtskraft des Bescheides, mit dem die An-
forderung festgestellt oder ausgesprochen wurde,
keinen Zuweisungsbescheid über die angeforderte
Wohnung (Wohnräume), so tritt die Anforderung
außer Wirksamkeit."

38. § 19, Abs. (4), hat zu lauten:

„(4) Wird die Anforderung als gesetzwidrig
erklärt, hat die Gemeinde den Auftrag zur
Räumung zu geben (§ 18), sofern bereits eine
Zuweisung der angeforderten Räume erfolgt ist."

39. § 20, Abs. (1), hat zu lauten:

„(1) Die Umwandlung von Wohnungen und
Wohnräumen in Räume anderer Art, wie insbe-
sondere in Büro- und Geschäftsräume, sowie die
widmungswidrige Benützung von Wohnungen
und Wohnräumen ist verboten."

40. Nach § 20 ist einzufügen:

„ B e i t r i t t zu M i e t v e r t r ä g e n .

§ 20 a. (1) Ein Beitritt zu bestehenden Miet-
verträgen auf der Mieterseite nach dem 9. Fe-
bruar 1949 bedarf zu seiner Gültigkeit der Ge-
nehmigung der Verwaltungsbehörde. Es wird
vermutet, daß der Beitritt nach dem 9. Februar
1949 erfolgt ist, wenn der beitretende Mieter
nicht vom 1. April 1949 an die Wohnung mit-
bewohnt.

(2) Die Genehmigung ist zu versagen,
wenn die Umstände des Einzelfalles den Ver-
dacht rechtfertigen, daß das Rechtsgeschäft nur
zur Umgehung der Vorschriften dieses Ge-
setzes geschlossen wird. Die Genehmigung gilt
als erteilt, wenn die Verwaltungsbehörde nicht
innerhalb von vier Wochen die Genehmigung
versagt."

41. Die Eingangsworte des § 21, Abs. (1),
haben zu lauten:

„(1) Auf das Verfahren nach diesem Gesetz
finden die Vorschriften des Allgemeinen Ver-
waltungsverfahrens-, Verwaltungsstraf- und Ver-
waltungsvollstreckungsgesetzes mit nachstehenden
Einschränkungen Anwendung:"

42. § 21, Abs. (1), lit. d, hat zu lauten:

„d) Gegen einen Zuweisungsbescheid (§ 17)
kann nur in den Fällen des § 16, Abs. (3) bis (10),
Berufung erhoben werden;"

43. Dem § 22, Abs. (1), wird folgende Bestim-
mung als zweiter Satz angefügt:

„Wird durch die Übertretung das öffentliche
Interesse schwer geschädigt, so kann die Arrest-
strafe auch neben der Geldstrafe verhängt
werden."

44. Nach § 22 ist einzufügen:

„ N i c h t i g k e i t s b e s t i m m u n g e n .

§ 22 a. Bescheide, die den materiell-rechtlichen
Bestimmungen dieses Gesetzes widersprechen,
können im Sinne des § 68, Abs. (4),
lit. d, des Allgemeinen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes, B.G.Bl. Nr. 274/1925, als nichtig
erklärt werden.

V e r h ä l t n i s zu a n d e r e n R e c h t s -
v o r s c h r i f t e n .

§ 22 b. Die Bestimmungen des Zweiten und
Dritten Hauptstückes des Wohnhaus-Wieder-
aufbaugesetzes vom 16. Juni 1948, B. G. Bl.
Nr. 130, und des II. Abschnittes des Wohnungs-
eigentumsgesetzes vom 8. Juli 1948, B. G. Bl.
Nr. 149, bleiben unberührt."

45. Dem § 23 werden folgende Bestimmungen
als Ziffer 6 bis 8 angefügt:

„6. der § 1 der Fünften Verordnung zur Aus-
führung der Verordnung über Kündigungsschutz
für Miet- und Pachträume vom 14. August 1940,
Deutsches R.G.Bl. I S. 1104 in der Fassung des
§ 1 der Sechsten Verordnung zur Ausführung
der Verordnung über Kündigungsschutz für
Miet- und Pachträume vom 15. Dezember 1942,
Deutsches R. G. Bl. I S. 709;

7. der § 2 der Sechsten Verordnung zur Aus-
führung der Verordnung über Kündigungs-
schutz für Miet- und Pachträume vom 15. De-
zember 1942, Deutsches R. G. Bl. I S. 709
in der Fassung des § 13 der Verordnung über
Änderungen des Mieterschutzrechts vom 7. No-
vember 1944, Deutsches R.G.Bl. I S. 319;

8. der Artikel I der Verordnung über Ände-
rungen des Mieterschutzrechts vom 7. November
1944, Deutsches R.G.Bl. I S. 319."

46. Im § 24, Abs. (1), sind die Worte „31. März
1949" zu ersetzen durch „31. Dezember 1950".

47. § 25 hat zu lauten:

„Mit der Vollziehung dieses Gesetzes ist das
Bundesministerium für soziale Verwaltung im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Justiz betraut."

Artikel II.

Dieses Bundesgesetz tritt am 1. April 1949 in
Kraft. Mit seiner Vollziehung ist das Bundes-
ministerium für soziale Verwaltung im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Justiz
betraut.

Renner
Figl Maisel Gerö
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70. Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 31. De-
zember 1948 über eine Änderung der Kraft-

fahrrechts-Überleitungs-Verordnung,
B. G. Bl. Nr. 61/1947.

Auf Grund des Kraftfahrgesetzes 1946,
B. G. Bl, Nr. 83/1947, wird verordnet:

Artikel I.
Artikel V, § 1, der Kraftfahrrechts-Über-

leitungs-Verordnung, B. G. Bl. Nr. 61/1947, hat
zu lauten:

„§ 1. (1) Jene Typen von Auflaufbremsen,
die bis zum 31. Dezember 1948 nach den Be-
stimmungen des III. Abschnittes der Kraftfahr-
verordnung 1947, B. G. Bl. Nr. 83/1947, als
Bremseinrichtungen von Anhängern mitgenehmigt
wurden, dürfen nur bis zum 31. Dezember 1950
verwendet werden.

(2) Bis zu einer endgültigen Regelung dürfen
Anhänger mit neuen Typen von Auflauf-
bremsen nur genehmigt und Auflaufbremsen nur
verwendet werden, wenn sie den Richtlinien ent-
sprechen, die vom Bundesministerium für Handel
und Wiederaufbau herausgegeben und im Amt-
lichen Teil der „Wiener Zeitung" verlautbart
werden".

Artikel II.
Im Artikel V, § 2, der Kraftfahrrechts-Über-

leitungs-Verordnung, B. G. Bl. Nr. 61/1947, hat
es im Abs. (1) an Stelle von „31. Dezember 1948"
zu lauten „31. Dezember 1950". Abs. (2) ent-
fällt.

Artikel III.
Diese Verordnung tritt rückwirkend mit

1. Jänner 1949 in Kraft.

Kolb

7 1 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 11. Februar
1949, womit die pharmazeutische Hilfs-
kräfteverordnung, B.G.Bl. Nr. 40/1930,

abgeändert wird.

Auf Grund des § 5 des Gesetzes, betreffend die
Regelung des Apothekenwesens, R. G. Bl. Nr. 5/
1907, und des § 3 des Bundesgesetzes, betreffend
die praktische Ausbildung der Magister der
Pharmazie und die hierüber abzulegende Prüfung
für den Apothekerberuf, B. G. Bl. Nr. 127/1925,
wird verordnet:

Der erste Satz des § 3 der Verordnung, be-
treffend die Verwendung des pharmazeutischen
Hilfspersonals im Betriebe der öffentlichen und
Anstaltsapotheken, ferner die praktische Aus-
bildung und Prüfung für den Apotheker-

beruf (Pharmazeutische Hilfskräfteverordnung),
B.G.Bl. Nr. 40/1930, in der Fassung B.G.Bl.
Nr. 380/1936, hat zu lauten:

„Bei Ausübung des Dienstes in einer öffent-
lichen oder Anstaltsapotheke haben der Inhaber
(verantwortliche Leiter) sowie alle pharma-
zeutischen Hilfskräfte deutlich sichtbar ein
Dienstabzeichen, bestehend aus einem rot-weiß-
roten Emailschild in Wappenform mit abge-
rundeter Unterseite von etwa 3½ cm Breite und
5 cm Länge, verziert durch eine verchromte
Äskulap-Schlange im weißen Felde, mit der
Aufschrift „Apotheker-Dienstabzeichen" zu
tragen."

Maisel

7 2 . Verordnung des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft vom
15. Februar 1949, betreffend die Neufest-
setzung der Gebühren für die Physikats-
prüfung der Tierärzte (Vierter Nachtrag zur
tierärztlichen Physikatsprüfungsordnung).

Auf Grund des § 1 des Gesetzes vom 30. April
1870, R.G.Bl. Nr. 68, wird verordnet:

Im § 9 der tierärztlichen Physikatsprüfungs-
ordnung vom 24. Jänner 1923, B. G. Bl. Nr. 60,
in der Fassung des dritten Nachtrages vom
2. März 1948, B. G. Bl. Nr. 68, treten an Stelle
der Worte „50'— S, wovon 45'— S" die Worte
„150'— S, wovon 135' — S".

Kraus

7 3 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 21. Februar 1949, be-
treffend die Umrechnung von Entgelten in

ausländischer Währung.

Auf Grund des § 5, Abs. (1), des Umsatz-
steuergesetzes vom 16. Oktober 1934, Deutsches
R. G. Bl. I S. 942, wird verordnet:

Entgelte in ausländischer Währung sind zur
Berechnung der Umsatzsteuer wie folgt auf
Schilling umzurechnen:
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Zimmermann

7 4 . Verordnung des Bundesministeriums
für Inneres vom 23. Februar 1949, betreffend
die Herausnahme von Kupfervitriol aus der

Preisregelung.

Auf Grund des § 1, Abs. (5), des Bundes-
gesetzes vom 21. April 1948, B.G.Bl. Nr. 87
(Preisregelungsgesetz 1948), wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Handel
und Wiederaufbau verordnet:

Kupfervitriol wird von der Preisregelung aus-
genommen.

Helmer

7 5 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 21. März 1949 zur Durch-
führung des Bundesgesetzes vom 9. Februar
1949, B.G.Bl. Nr. 59, betreffend Zustel-
lungen im Bereich der Abgabenverwaltung.

Auf Grund des Bundesgesetzes vom 9. Fe-
bruar 1949, B. G. Bl. Nr. 59, betreffend Zustellun-
gen im Bereich der Abgabenverwaltung wird
verordnet:

Zu § 5 des Gesetzes.

Zu eigenen Handen des Empfängers sind zu-
zustellen

1. Bescheide und Entscheidungen, gegen die ein
Rechtsmittel nach den §§ 4 und 5 des Abgaben-
rechtsmittelgesetzes gegeben ist oder die Be-
schwerde an den Verwaltungsgerichtshof einge-
bracht werden kann, insbesondere Steuerbescheide,
Steuermeßbescheide, Feststellungsbescheide, Steuer-
strafbescheide, Sicherstellungsaufträge und alle
Rechtsmittelentscheidungen ;

2. sonstige schriftliche Mitteilungen, Ver-
fügungen und Bescheide, bei denen vom Zeitpunkt

des Empfanges an eine Frist zu laufen beginnt.
Betreffen derartige Schriftstücke Abgabenbeträge
bis zu 1000 S, so kann von der Zustellung zu
eigenen Handen abgesehen werden;

3. Schriftstücke, bei denen die Zustellung zu
eigenen Handen in einer Abgabenverfahrensvor-
schrift ausdrücklich angeordnet ist oder von der
Abgabenbehörde wegen der besonderen Um-
stände des Falles für notwendig erachtet wird.

Zimmermann

76 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 22. Februar 1949, betreffend Berich-
tigung von Druckfehlern im Bundesgesetz-

blatt.

Auf Grund des § 2, Abs. (4), des Bundesgesetzes
vom 7. Dezember 1920, B. G. Bl. Nr. 33, über
das Bundesgesetzblatt in der derzeit geltenden
Fassung wird kundgemacht:

1. In der Verordnung des Bundesministeriums
für Verkehr vom 4. Juni 1947, B. G. Bl. Nr. 112,
betreffend den Postverkehr der Dienststellen des
Bundes, der Länder, der Bezirke und der Ge-
meinden, hat es in der. Einleitung statt „§ 2 des
Portofreiheitsaufhebungsgesetzes" richtig „§ 3 des
Portofreiheitsaufhebungsgesetzes" zu lauten.

2. In der Verordnung der Bundesregierung vom
20. Juli 1948, B.G.Bl. Nr. 188, betreffend die
Errichtung einer Bundespolizeibehörde mit vollem
Wirkungskreis (Bundespolizeikommissariat) in
Leoben, hat es im § 3, Z. 14, statt „die Vor-
schriften über die Polizeistunde" richtig „der Vor-
schriften über die Polizeistunde" und statt „(§ 131
Gew.V.)" richtig „(§ 131 Gew.O.)" zu lauten.

3. In der Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 30. August 1948, B.G.Bl.
Nr. 202, zur Durchführung des Vermögens-
zuwachsabgabegesetzes hat es in der Überschrift
des § 9 statt „Zu § 21, Abs. (2), des Gesetzes"
richtig „Zu § 21, Abs. (3), des Gesetzes" zu
lauten.

4. In der Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 30. August 1948, B. G. Bl.
Nr. 203, zur Durchführung des Vermögensabgabe-
gesetzes hat im § 10, Abs. (1), vor dem Worte
„Fortschreibungen" das Wort „die" zu entfallen.

5. Im Bundesgesetz vom 17. November 1948,
B. G. Bl. Nr. 245, über die Sicherstellung der für
den Erlag des Schillinggegenwertes amerikanischer
Hilfslieferungen erforderlichen Beträge hat es im
§ 1, Abs. (1), statt „European Corporation" rich-
tig „Economic Cooperation" zu lauten.

6. Im Titel des Bundesgesetzes über die Geneh-
migung des Bundesrechnungsabschlusses für 1947,
B.G.Bl. Nr. 246/1948, hat das Datum statt
„24. Dezember 1948" richtig „24. November
1948" zu lauten.
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7. In der Verordnung des Bundesministeriums
für Vermögenssicherung und Wirtschaftsplanung
vom 12. November 1948, B.G.Bl. Nr. 257, über
die Verlängerung der Frist zur Anmeldung von
Rückstellungsansprüchen nach dem Ersten und
Zweiten Rückstellungsgesetz hat es in der Ein-
leitung statt „B. G. Bl. Nr. 43" richtig „B. G. Bl.
Nr. 53" zu lauten.

8. In der Verordnung des Bundesministeriums
für Inneres vom 29. November 1948, B.G.Bl.
Nr. 8/1949, über die Übertragung von Befugnissen
auf dem Gebiete der Preisbestimmung und Preis-
überwachung (Preisregelungsverordnung 1948 —
PrRV. 1948) hat es im § 6, letzter Satz, statt
„Bundespolizeidirektion" richtig „Bundespolizei-
behörde" zu lauten.

9. Im Bundesgesetz vom 16. Dezember 1948,
B.G.Bl. Nr. 24/1949, betreffend die Gewährung
von Gebührenbefreiungen für Anleihen von Ge-

bietskörperschaften, hat es im § 3, Abs. (1), je-
weils statt „16. Dezember 1948, B.G.Bl. Nr. 24"
richtig „16. Dezember 1948, B. G. Bl. Nr. 24/1949"
zu lauten.

Figl

7 7 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft vom 24. Fe-
bruar 1949 über die Normen und Grenz-
werte für die Reinheit und Keimfähigkeit

von Sämereien.

Auf Grund des § 9, Abs. (1), des Bundes-
gesetzes, B.G.Bl. Nr. 236/1937, über den Ver-
kehr mit Sämereien landwirtschaftlicher Kultur-
pflanzen werden die Normen und Grenzwerte der
Bundesanstalt für Pflanzenbau und Samen-
prüfung in Wien hinsichtlich Reinheit und Keim-
fähigkeit von Sämereien wie folgt kundgemacht:

I. Normen und Grenzwerte
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II. Ergänzende Bestimmungen laut Methodenbuch.
1. Für jedes Saatgut ist ein entsprechender

Gesundheitszustand Voraussetzung: Norm =
einwandfreier Gesundheitszustand, Grenzwert =
genügender Gesundheitszustand.

2. Ein höchstzulässiger Wassergehalt (zum Bei-
spiel Mais 15 v. H., Raps und Rübsen 12 v. H.,
Lein 10 v. H.) darf nicht überschritten werden.

3. In bestimmten Fällen kann eine zu geringe
Reinheit durch eine entsprechend höhere Keim-
fähigkeit ausgeglichen werden.

4. Ein den Saatgutwert wesentlich vermindern-
der oder ein vorherrschender Besatz schädlicher
Unkrautsamen sowie fremder Arten und Sorten
ist unzulässig.

5. Für bestimmte Arten, wie Getreide, ist eine
Mindest-Korngröße vorgeschrieben.

6. Für die Beurteilung der Keimfähigkeit kann
die „Triebkraft" herangezogen werden.

III. Herabsetzung der Normen und Grenzwerte.
Für bestimmte Partien von Saatgut können in

begründeten Ausnahmefällen auf eine befristete
Zeit die Grenzwerte herabgesetzt werden. Dieses
Saatgut wird als Saatgut III. Qualität bezeichnet.
Diesbezügliche Anträge sind über die zuständige
untersuchungsberechtigte Anstalt oder direkt an

die Bundesanstalt für Pflanzenbau und Samen-
prüfung in Wien zu richten. Die Entscheidung
über die Herabsetzung bleibt dem Bundesministe-
rium für Land- und Forstwirtschaft vorbehalten.
Die Genehmigung kann an bestimmte Be-
dingungen (Verwendungsart, Beizung, Kenn-
zeichnung usw.) gebunden werden.

IV. Plombierungsvorschriften.
Die im Abschnitt II der Kundmachung des

Bundesministeriums für Land- und Forstwirt-
schaft, B.G.Bl. Nr. 288/1937, kundgemachten
Plombierungsvorschriften bleiben mit der Maß-
gabe unverändert, daß im Punkt 1, zweiter Ab-
satz, an Stelle der Worte „Bundesgesetze über
die Bezeichnung von Saatgut hochgezüchteter
landwirtschaftlicher Kulturpflanzen, B. G. Bl. II,
Nr. 260/1934" die Worte „Bundesgesetze vom
12. Dezember 1946 über den Schutz der öster-
reichischen Pflanzenzucht (Pflanzenzuchtgesetz),
B. G. Bl. Nr. 34/1947" treten.

V. Schlußbestimmungen.
Die Kundmachung des Reichsstatthalters

(Österreichische Landesregierung) — Ministerium
für Landwirtschaft —, G. Bl. f. d. L. Ö. Nr. 18/
1939, tritt außer Kraft.

Kraus
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78. Kundmachung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 26. Februar 1949, betref-
fend Festsetzung neuer Verkaufspreise für

Tabakwaren.

Auf Grund des zustimmenden Beschlusses des
Hauptausschusses des Nationalrates vom 9. Fe-
bruar 1949 (Gesetz vom 13. April 1920, St. G. Bl.
Nr. 180) werden die Verkaufspreise für Tabak-
waren wie folgt festgesetzt:

Zimmermann
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